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Erkenntnisinteresse

Die Umsetzung und Ausgestaltung des horizontalen Länderfinanzausgleichs 
war seit Gründung der Bundesrepublik Deutschland immer wieder Anlass für 
Streitigkeiten zwischen Politikern und Regierungsvertretern von Bund und Län-
dern – sowohl auf dem politischen Parkett als auch vor dem Bundesverfassungs-
gericht.1 So hatte sich das Bundesverfassungsgericht bereits kurze Zeit nach seiner 
Konstituierung im ersten abstrakten Normenkontrollverfahren seiner Rechtspre-
chungstätigkeit mit der Frage der Verfassungsmäßigkeit der bundesgesetzlichen 
Umsetzung des Länderfinanzausgleichsmechanismus zu befassen.2 Während sich 
das Gericht im Rahmen dieser ersten Entscheidung zum Länderfinanzausgleich 
mit grundsätzlichen Aussagen zu den verfassungsrechtlichen Vorgaben und Im-
plikationen zur Umsetzung des horizontalen Länderfinanzausgleichs, der zu die-
ser Zeit in Art. 106 Abs. 4 GG 1949 geregelt war, noch vergleichsweise zurück-
hielt, bediente es sich in seinem nachfolgenden Urteil im Jahr 1986 apodiktisch 
einer eigenständigen Begriffskonstruktion, um das Vorliegen eines angemessenen 
Finanzkraftunterschiedes zwischen den Ländern – und damit das entscheidende 
Tatbestandsmerkmal des grundgesetzlichen Länderfinanzausgleichs  – näher zu 
bestimmen: Der bundesstaatlichen Solidargemeinschaft der Länder.

„Der horizontale Finanzausgleich des Art. 107 Abs. 2 GG korrigiert dann noch einmal die 
Ergebnisse der primären Steuerverteilung unter den Bundesländern, soweit diese auch un-
ter Berücksichtigung der Eigenstaatlichkeit der Länder aus dem bundesstaatlichen Gedan-
ken der Solidargemeinschaft heraus unangemessen sind.“3

 1 Antragsteller des ersten Verfahrens vor dem Bundesverfassungsgericht zum Länder-
finanz ausgleich (Urteil vom 20.02.1952) waren die Regierungen der Länder Württemberg- 
Baden und der Senat der Hansestadt Hamburg, vgl. BVerfGE 1, 117; im Urteil vom 24.06.1986 
waren es die Landesregierungen von Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Hessen, die 
Regierung des Saarlandes sowie die Senate der Hansestadt Bremen und der Hansestadt Ham-
burg, vgl. BVerfGE 72, 330; im Urteil vom 27.05.1992 waren die Hansestädte Bremen und 
Hamburg sowie die Regierung des Saarlandes und die Landesregierung Schleswig-Holstein 
Antragsteller, vgl. BVerfGE  86, 146; im vorerst letzten Urteil vom 11.11.1999 klagten die 
Regierung des Landes Baden-Württemberg, die Bayerische Staatsregierung, die Hessische 
Landesregierung, der Senat der Hansestadt Bremen und die Landesregierungen Niedersach-
sens und Schleswig-Holsteins, vgl. BVerfGE 101, 158. Derzeit ist erneut eine Klage der Län-
der Bayern und Hessen gegen den horizontalen Länderfinanzausgleich beim Bundesverfas-
sungsgericht anhängig, vgl. Az. 2 BvF 1/13. Überblick über die bisherige Rechtsprechung bei 
Geske, Der bundesstaatliche Finanzausgleich in der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts, Der Staat 46 (2007), S. 203 ff.; Dörfer, S. 198 ff. Zu den aktuellen Reformvorschlä-
gen vgl. insbesondere Reimer, Die künftige Ausgestaltung der bundesstaatlichen Finanzord-
nung, VVDStRL 73 (2014) S. 153 ff. (177 f.).
 2 Häde, Solidarität im Bundesstaat, DÖV 1993, S. 461 ff. (461).
 3 BVerfGE 72, 330 (386). Zweite Hervorhebung durch d. Verf.
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Dem Gericht zufolge bestimmt sich die Angemessenheit potentieller Finanz-
kraftunterschiede nach Art. 107 Abs. 2 S. 1 GG damit gerade aus dem Gedanken 
einer bundesstaatlichen Solidargemeinschaft der Länder.

Die besondere bundesstaatliche Relevanz dieser Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts zeigt sich mit Blick auf die Eigenart des horizontalen Län-
derfinanzausgleichsmechanismus innerhalb der bundesstaatlichen Ordnung des 
Grundgesetzes. Der horizontale Länderfinanzausgleich nach Art.  107 Abs.  2 
S. 1 GG stellt die dritte und zugleich vorletzte Stufe eines Verteilungs- und Aus-
gleichssystems dar, nach welchem das Steueraufkommen im Bundesstaat zwi-
schen Bund und Ländern verteilt werden soll.4 Diese Zuweisung des Finanzauf-
kommens erfolgt in dem Bestreben, sowohl dem Bund als auch den Ländern eine 
selbstständige und eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung zu ermöglichen5 
und damit letztlich die bundesstaatliche Ordnung des Grundgesetzes zu sichern.

Auf der einen Seite ermöglicht der horizontale Länderfinanzausgleich die er-
forderliche Eigenständigkeit und Eigenverantwortlichkeit der Länder im Bundes-
staat, während er sich auf der anderen Seite gleichsam als Gefährdung eben die-
ser darstellt. Denn indem die ausgleichspflichtigen den ausgleichsberechtigten 
Ländern einen Anteil ihrer eigenen Finanzausstattung zukommen lassen, vermag 
der horizontale Finanzkraftausgleichsmechanismus gerade zu einer Schwächung 
der finanziellen Leistungsfähigkeit und somit zu einer Einbuße an finanziellem 
Handlungsspielraum der ausgleichsverpflichteten Länder zu führen. Die Verfas-
sungsnorm des Art. 107 Abs. 2 S. 1, 2 GG offenbart damit ein äußerst ambivalen-
tes Verhältnis zum föderalen Element des bundesstaatlichen Prinzips – sie bewirkt 
sowohl dessen Stärkung wie auch dessen Schwächung.

Aufgrund dieser widersprüchlichen Bedeutung des horizontalen Länderfinanz-
ausgleichs für die bundesstaatliche Ordnung des Grundgesetzes knüpft das rechts-
wissenschaftliche Erkenntnisinteresse der vorliegenden Arbeit an die verfas-
sungsgerichtliche Maßgabe einer bundesstaatlichen Solidargemeinschaft an und 
versucht, sowohl deren potentielle Auswirkungen auf die Verfassungsnorm des  
horizontalen Länderfinanzausgleichsmechanismus nach Art. 107 Abs. 2 S. 1, 2 GG 
sowie auf das bundesstaatliche Verfassungsgefüge insgesamt zu bestimmen.

Im ersten Teil der Arbeit soll zunächst auf die Bedeutung der Figur einer bun-
desstaatlichen Solidargemeinschaft der Länder für die Auslegung der Verfas-
sungsnorm des Art. 107 Abs. 2 S. 1, 2 GG eingegangen werden. Ziel ist es dabei 
zu klären, ob und inwiefern die bundesstaatliche Solidargemeinschaft das verfas-
sungsrechtliche Merkmal der Angemessenheit etwaiger Finanzkraftunterschiede 
zwischen den Ländern zu konkretisieren vermag und damit unmittelbar auf den 
länderinternen Finanzausgleichsmechanismus einwirkt. Als Ausgangspunkt der 

 4 Vgl. hierzu etwa Maunz, Art. 107, in: ders./Dürig, Grundgesetz Kommentar, Rn. 1 ff.
 5 Vgl. BVerfGE 72, 330 (383). Vgl. hierzu auch Rennert, Der deutsche Föderalismus in der 
gegenwärtigen Debatte um eine Verfassungsreform, Der Staat 32 (1993), S. 269 ff. (267).
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Überlegungen dient die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahre 1986. Der Fokus ist dabei nicht allein auf den Inhalt sowie die Funktion zu 
richten, sondern zugleich auf die rechtliche Verbindlichkeit der verfassungsgericht-
lichen Entscheidung. Aufgrund der Abstraktheit des Topos einer bundesstaatlichen 
Solidargemeinschaft liegt des Weiteren der Verdacht nahe, das Gericht könnte hier 
seine funktionalen Grenzen überschritten haben, was in der Konsequenz dazu  
führen müsste, dass der Entscheidung des Gerichts in Bezug auf die bundesstaat-
liche Solidargemeinschaft dem Grunde nach keinerlei verfassungsrechtliche Er-
heblichkeit zukommen dürfte. Vor einer inhaltlichen Untersuchung sind daher 
sowohl die Bedenken im Hinblick auf die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts, als auch dessen verfassungsrechtliche Verbindlichkeit zu überprüfen.

Stellt sich heraus, dass der Entscheidung des Gerichts im Hinblick auf die bun-
desstaatliche Solidargemeinschaft rechtliche oder auch nur faktische Bindungs-
wirkung zukommt und sie letztlich von verfassungsdogmatischer Relevanz ist, ist 
eine umfassende inhaltliche Untersuchung des Gedankens für das Verständnis des 
horizontalen Länderfinanzausgleichs nach Art. 107 Abs. 2 S. 1, 2 GG sowie des-
sen Bedeutung für den deutschen Bundesstaat unentbehrlich. Mangels ausführ-
licher verfassungsrechtlicher Untersuchungen bietet sich zur inhaltlichen Bestim-
mung zunächst der Rekurs auf bundesstaatstheoretische Überlegungen an. Sollten 
sich diese als unergiebig erweisen, bleibt der Versuch einer terminologischen Be-
deutungsbestimmung der Figur einer bundesstaatlichen Solidargemeinschaft der 
Länder.

Die hieraus resultierende These wird nachfolgend in den Kontext der Verfas-
sungsnorm des Art. 107 Abs. 2 S. 1, 2 GG zu setzen sein, wobei von besonde-
rem Interesse sein wird, inwiefern die bundesstaatliche Ordnungsidee in Gestalt 
der bundesstaatlichen Solidargemeinschaft Einfluss auf den horizontalen Länder-
finanzausgleich nach Art. 107 Abs. 2 S. 1, 2 GG nimmt und so den Inhalt dieser 
positiven Verfassungsnorm konkretisiert resp. modifiziert. Schließlich lässt sich 
im ersten Teil das konkrete Bild eines horizontalen Länderfinanzausgleichs un-
ter Maßgabe der bundesstaatlichen Solidargemeinschaft der Länder skizzieren.

Im zweiten Teil der Arbeit wird der bislang konkret normbezogene Untersu-
chungsfokus auf das bundesstaatliche Verfassungsgepräge des Grundgesetzes 
insgesamt ausgeweitet, um mögliche Konsequenzen des horizontalen Länderfi-
nanzausgleichs unter Maßgabe der zuvor konzipierten bundesstaatlichen Solidar-
gemeinschaft auf das verfassungsstrukturelle Gepräge der deutschen Bundesstaat-
lichkeit insgesamt aufzeigen zu können. Denn nicht allein vermag der Gedanke 
der bundesstaatlichen Solidargemeinschaft den horizontalen Länderfinanzaus-
gleich zu prägen, zugleich vermag der horizontale Länderfinanzausgleich unter 
Maßgabe einer bundesstaatlichen Solidargemeinschaft auf die bundesstaatliche 
Ordnung des Grundgesetzes insgesamt einzuwirken.

Um etwaige Wechselwirkungen aufzeigen zu können, ist zunächst eine Skizze 
der strukturellen Grundbeziehungen zwischen dem Bundesstaatsprinzip und den 
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